
Demonstrotion gegen Abschiebungs- und lnternierungsloger
mit onschließender Belogerung des Voubon-Gelöndes

om 26. Seplember 1992
Tretfpunkl: um I L00 Uhr om Regierungsprösidium

nichl vergessen: Fqrben, Pinsel Stotf und Popier mitbringen ...

Gegen lnlernierung ... bezohlbqrer Wottnroum flir olle!

Zum 7.70.92 wird hier in Freiburg in den Vau-
ban-Kasernen eines von vier Baden-Württem-
bergischen Abschiebelagern - offiziell soge-
nannte "Modellbezirksstellen" - eingerichtet.
Wir sehen diese Lager als eine Folge der zuneh-
menden staatlichen Repression gegenüber
Flüchtlingeru die von Anfang an das Zielhatte,
das Grundrecht auf Asyl abzuschaffen. Diese
Lager dokumentieren, daß dies nahezu erreicht
worden ist ylenn durch die Handhabung des

- sog. Asylverfahrensgesetzes ist dieses faktisch
bereits ausgehöhlt, die Diskussion um den Arti-
kel 16 GG somit eine Scheindiskussion. Längst
schon sind Migrantlnnen zu Objekten staatli-
cher Willkür gemacht worden, die geplanten
Lager sollen die rechtlose und menschenunwür-
dige Behandlung von Flüchtlingen weiter ze-

mentieren. Deshalb bekämpfen wir gemeinsam
mit den betroffenen Flüchtlingen dieses Lager,
die in keiner Form existieren dürfen.

Angesichts der rassistischen Lbergriffe, die
in Hoyerswerda und Rostock gipfeln, ist Betrof-
fenheit der Politiker ob dieser rechtsradikalen
Gewalt geheuchelt wenn gleichzeitig Menschen
legal in Lagern interniert und hemmungslos in
Armut, Folter oder Tod abgeschoben werden.

Wenn der Sozialbürgermeister Seeh behaup-

- tet, daß diese Lager der Wohnungsmisere ent-
gegenwirken, so verkennt er bewußt die Tatsa-
chery daß die Ursachen der Wohnungsnot in ei-
ner verfehlten Wohnbaupolitik liegen und vor
allem, daß Internierung in Lagern herzlich we-
nig mit "wohnen" gemein hat.

Genauso wird durch das Lager vermittelt,
da13 diese Menschen vollkommen zu Unrecht
hier seien. Sie werden unbegründetem Mißtrau-
en und Verdächtigungen ausgesetzt. Das ge-

samte Projekt Sammellager fügt sich nahtlos ein
in eine Politik staatlich geschürten Rassismus.
Die Politiker setzen durch, daß Flüchtlinge nicht
arbeiten dürfen, daraus wird auf der Straße "die
wollen gar nicht arbeiten, das sind Schmarot-
zer". Wenn Flüchtlinge anerkannt sind und nur
Arbeiten bekommen für die kein Deutscher
oder Mitglied der Europäischen Gemeinschaft

gefunden wird, dann heißt es knallhart, "die
nehmen uns die Arbeitsplätze rveg und ver-
ursachen damit die Arbeitslosigkeit.

Den Migrantlnnen wird die ganze Schuld an
dem Sozialabbau, unbezahlbaren Mieten, Ar-
beitslosigkeit und Wohnungsnot gegeben. Die
Widersprüche in dieser Gesellschaft werden mit
auf dem Rücken von Flüchtlingen ausgetragen
und die Verantwortlichen nicht zur Rechen-
schaft gezogen. "Deutschland den Deutschen"
bedeutet in diesem Sinn, Deutschland für die
Reichen.

Überhaupt nicht mehr zur Sprache kommen
die Ursachen der Flucht von Menschen. Wer
mit Flüchtlingen Kontakt hat erfährt z.B. was
dem Volk der Roma während dem Faschismus
in Deutschland angetan wurde und im Nationa-
lismuswahn der sich bekriegenden und zefial-
lenden ehemaligen Ostblockländern angetan
wird. Er/sie erfährt auch, wie die hiesige Regie-
rung ihre Finger im Spiel hat, z.B. durch Aus-
bildung von Militärs oder Waffenlieferungen.
Dadurch werden Fluchtursachen geschaffen
und es verwundert nicht, daß die hießigen Poli-
tiker dies geflissentlich verschweigen.

Die weltweit größer werdenden Wande-
rungsbewegungen sind Antwort auf Verskla-
vung und Unterdrückung von Menschen, auf
rücksichtslose Plünderung der Rohstoffe, Zer-
störung der Lebensgrundlagen und Verelen-
dung in der sog. Dritten Welt und wirtschaftli-
che Knechtung des Osten.

Hierbei sind die Bezirksstellen nur ein Baustein
der herrschenden Abwehrpolitik gegen Flüchtlinge.

'Arlic matt so'n l-agcr aufzieht -

da macht uns DeuSchcn so leicfu kciner wu vor!,,



Nicht mehr nur in den armen Ländern wird
vorgeführt wie mit entrechteten, wirtschaftli-
chen Interessen unterworfenen Menschen umge-
gangen werden kann. Sie werden de facto auch
hier zu einer neuen ausgegrenzten Unterklasse
gemacht, die keinen Anspruch auf Menschen-
würde und Grundrechte haben, die im Namen
r.'on l)eutscliturn r-rnci \ationalismus rassisti-
schen Progron.ren aLt-\!:trsetzt sind. Diese rvieder-
Lrm liefern den Poiiti <erlnnen den gewünschten
Vorwand immer nocir rigider gegen Flüchtiinge
vorzugehen. Die Politiker lassen sich '"'on der
Strarße bestätigen, was sie schon vorab als Devi-
se atßgegeben haben. Das geht inzrt'ischen über
die Abschaffung des Asylrechts hinaus. Die ras-
sistische Stimmung ist Vorbereitung für Krieg
nach au{3en und verstärkte Herrschaftssicherung
nach innen.

Eine militärische Intervention wie aktuell in
Jugoslawien und perspektivisch in Osteuropa
wird möglich durch einen deutsch-nationalen
Konsens. Die Faschisten skandieren: ,,Heute
Deutschland und morgen die ganze Welt". Alle
staatstragenden Parteien schaffen die Vorausset-
zungen dafür. Auch die SPD-Führung, die Nase
opportunistisch im Wind, trägt ihr Teil dazu
bei, mit Blauhelm-Kampfeinsätzen und Asyl-
rechtsänderung.

Asyl ist ein unveräußerliches Menschenrecht.
Deshalb rufen wir alle Freiburgerlnnen auf mit
uns und den Flüchtlingen gegen das Abschie-
belager zu demonstrieren. Wir fordern mit den
Flüchtlingen Wohnraum für alle. Am Beispiel
Internierungslager Vauban-Kaserne wird ge-

zeigt wie man mit gesellschaftlich nicht relevan-
ten und ungewünschten Gruppen umgehen
kann. Ist es reiner Zufall, daß man Obdachlose
neben Flüchtlingen einquartiert? Wir sind gegen
die Kasernierung und Ghettoisierung von
Fiüchtlingen und Obdachlosen und möchten
gleichberechtigt mit ihnen leben. Deshalb for-
dern wir ,,Weg mit den diskriminierenden
Sondergesetzen!".
Überall, am ArbeitspTatz, in der Schule oder auf
der Stra{3e müssen die Rassisten bekämpft wer-
den.
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Die Inbekiebnahme der ersten deubschcn "tr*iirtcstette"

in Reutlirtgen hat die schl*ry"*. Befürchtungerr bestä-

tigti Näch dem seit l. luli gultigen Asvlverfahrensge-

setz,es werden alle Elüchtlinge, deren Asylbegehr-envon

einer zentralen Anlaufstene (ZAST) als ",.rffcnsichtlich

unbegründet'' eingestuft wt,rden (im n'esentlichen nach

Länderlisten) in ein Abxhiebelager gebracht. Das lager
ist urrzäumt u. mit Zugangskontroll€n vtrsehen Dort
befindet sich ein Ver*attungsgeHiude rnit Einzelänhö-

rem vom Bundesamt. Die Anhiirungen als entscheiden-

der Teil des Asylverfahrens finden in einer tatben Sturr-

de (mit Übersetzung statt.) und gleichen Verhören. Der
Flüchtling, der ohne Beratung nicht n'ei6, in wekhem
Verfahren erlsie sich befindet, karur nach dieser Anhü
rung keine Bcrveise seiner/ihrer Verfolgung mehr vor-

bringen. Nach einer Ablehnung bleibt eine' Woche Frist
zur Klage. Selbst wenn dies der Flüchtling wüßte, ist es

so gut wie sicher, daß er/sie keinen Rechsanwalt fir:

det, der eine Klage in einer Woche beglünden kinntr
-.-obe rein käm NiCffand mit35.-r DMTaschengeld
(zweiwöchentlich) einen Rechtsanwait bezahlen. Die

ROsctrieUung ist also so gut wie sicher, bis dahin kann

Abschiebehaft verhängt werden. Die Lebensbeaingun-

gen im,,Iagen sind, minschenunwürdigl :Männ€r, Frauen

u. Kirrder zusarnr,nengepfercht auf 4J qm pro Person,

Für sie gilt Arbeitsverbot. Die Lebensmittel werden von

einer Priuatfirma angeliefurt. Die Kost ist vitaminarm u.

von schlechter QuaIitäL Besonders Frauen u,::§Eder lei-

den unter den quätenden Bedingungel!: niclrt setten

kommt es zu sexuellen Übergriffen- Die Wohlfahrtsver-
bände lehnen es ab, Sozialbetreuung zu leisten, da sie

sich,:,nicht zum Feigenblatt dieser Politik,machen wol-

Ien. Dnn ,Fltlchtlngen bleibt die gewalfarr.te Abschie-

bung,in Folter, F{unger oder Tod. Wird i!4en die aus-

wegslose Lage bewußt, werden sie versuchen at -
diesen Lagern zu fliehen Erneut auf der FIucht, bleib't

als Konsequenz nur noch die lllegalit?it und damit als

Ffeiwild diversel kriminellen Machenschaften atrsge-

xtzt, 2,,..ß. Arbeits brich, Prostitution, Dro ge ngeschäfte.

Diese Politik sctrtirt rassistische Ablehnung nicht deut-

scher Menschen. Die Lager werden so zu willkomme-

nen Angrifßzielen von Faschistischen Banden, die mit
Zustimmung vorr Teilen der Bevölkerung ihre Totschla-

gictcotogic pratktiz icrcn.

Lager abztrleluten und zu bekkämpfun ist somit citie

antirassistische u. antifaschistische Ntrtwenrligkeit.
Denn Ausgrenzung und lsolation, Aufhebung reclrts-

staatlicher Prinzipien wie die Gewaltenteilung, sYste-

matische lrlichtbeachtuttg menschlicher Grundbedürf-

rrisse wowie Bedrohung von Leib urd Leben als Mittel

dc.r Politik sind Arhibute von DkErturen und Unrechts-

regirnen. Derr §chrecken dff Unmenschliehkeit sind

keinc Grenzen gesetzt. Wehret dcn Anfängenl


